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� Mietmehrkosten können Voll-
streckungsschaden sein 

– LG Berlin, Urteil vom 1. Dezember 2020, Az.: 65 S 4/17 

� Befahrbarkeit eines Grundstücks mit dem KfZ 
gehört nicht zur ordnungsgemäßen Benutzung  

– BGH, Urteil vom 11. Dezember 2020, Az.: V ZR 268/19 
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� Mietmehrkosten können Voll-
streckungsschaden sein
 
LG Berlin, Urteil vom 1. Dezember 2020, Az.: 65 S 
4/17 

 
Wird ein noch nicht rechtskräftiges Räu-

mungsurteil vollstreckt, hat der Vermieter die 
Mehrkosten des Mieters für eine neue Wohnung zu 
zahlen. 

Über einen solchen Fall hatte nun das 
LG Berlin zu urteilen. Der Mieter, der das für ihn 
negativ ausgefallene, erstinstanzliche Urteil nicht 
hinnahm, ging in Berufung. Im Berufungsverfahren 
obsiegt er. Jedoch hatte er zwischenzeitlich eine 
Ersatzwohnung mit höherer Miete angemietet. 
Diese Mehrkosten wurden nun gegenüber dem 
Vermieter geltend gemacht. 

Das Gericht entschied, dass diese 
Mehrkosten vom Vermieter der alten Wohnung als 
Vollstreckungsschaden zu ersetzen sind. Aller-
dings gilt die Ersatzpflicht des Vermieters nicht 
uneingeschränkt. In einem solchen Fall ist der 
Mieter so zu stellen, als ob der Schaden (die im 
Nachhinein als nicht rechtens festgestellte Räu-
mung) nicht eingetreten wäre. Somit ist vom Ver-
mieter die Differenz zwischen der alten und der 

neuen, teureren Miete zu ersetzen, wenn die Woh-
nung mit der bisherigen Wohnung vergleichbar ist. 
Anknüpfungspunkte für die Vergleichbarkeit sind 
die Ausstattung, der Zuschnitt, die Lage und die 
Größe der Wohnungen. Sind die alte und die neue 
Wohnung nicht komplett vergleichbar, etwa weil 
bei der neuen Wohnung eine größere Fläche ange-
mietet wurde, so kommt ein anteiliger Schadens-
ersatzanspruch in Betracht, wenn die Wohnungen 
grundsätzlich vergleichbar sind und bei der neuen 
Wohnung auch der Preis pro Quadratmeter höher 
liegt. Beruht die höhere Miete der neuen Wohnung 
lediglich auf einem höheren Wohnwert im Ver-
gleich zur alten Wohnung, so kommt ein Scha-
densersatzanspruch des Mieters gegen seinen al-
ten Vermieter nicht in Betracht. 

 
Fazit:  
Sollte ein Vermieter ein erstinstanzliches Räu-
mungsurteil erstreiten, muss dabei abgewogen 
werden, ob man ein noch nicht rechtskräftiges Ur-
teil vollstreckt. Im Falle eines Unterliegens im Be-
rufungsverfahren können dann teils hohe Kosten 
auf den Vermieter zukommen.  
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� Befahrbarkeit eines Grundstücks mit dem KfZ 

gehört nicht zur ordnungsgemäßen Benutzung
 
BGH, Urteil vom 11. Dezember 2020, Az.: V ZR 
268/19 

 
Die Befahrbarkeit eines Wohngrund-

stücks mit einem Kfz ist nicht zwangsläufig nötig, 
um dieses ordnungsgemäß zu benutzen. 

Der Entscheidung des BGH lag folgen-
der Fall zu Grunde: Die Kläger sind seit 1998 Eigen-
tümer eines Grundstücks, welches in einer als Wo-
chenendhausgebiet geplanten Siedlung liegt. Die 
Kläger nutzten das auf dem Grundstück stehende 
Gebäude von Anfang an dauerhaft zu Wohnzwe-
cken. Erst 2018 erhielten sie eine entsprechende 
bauaufsichtsrechtliche Genehmigung. Durch die 
Siedlung verläuft eine zentrale, öffentliche Straße. 
Von dieser gelangt man über mehrere öffentliche 
Fußwege zu den Grundstücken. Das Befahren die-
ser Fußwege mit Kraftfahrzeugen ist durch Ver-
botsschilder untersagt und mittels Poller verhin-
dert. Fahrzeuge können entweder entlang dieser 
Straße oder auf einem Parkplatz am Eingang der 
Siedlung abgestellt werden. Der Beklagte ist seit 
2017 Eigentümer eines an die Siedlung und an das 
Grundstück der Kläger angrenzenden Grund-
stücks. Auf diesen verläuft entlang des Grund-
stücks der Kläger ein Sandweg, welchen die Kläger 
seit 1998 als Zufahrt zu ihrem Grundstück nutzten. 
Der Beklagte teilte den Klägern mit, dass er eine 
Nutzung des Wegs künftig nur noch gegen Entgelt 
gestatte. Als die Vertragsverhandlungen hierüber 
scheiterten, errichtete er einen Zaun, der die 
Durchfahrt verhindert. Die Kläger verlangten da-
raufhin von dem Beklagten, die Benutzung des 
Sandwegs als Zufahrt mit dem Pkw zu ihrem 
Grundstück zu dulden. Das Landgericht wies die 
Klage ab. Das Oberlandesgericht wies die Beru-
fung zurück. In der Revision vor dem BGH verfolg-
ten die Kläger ihr Klageziel weiter, wenn auch nur 
noch Zug um Zug gegen Zahlung einer angemesse-
nen Notwegrente. 

Nun entschied auch der BGH zuguns-
ten des Beklagten. Die Kläger hätten gegen den 
Beklagten keinen Anspruch auf Nutzung dessen 
Grundstücks. Ein Anspruch auf Einräumung eines 
Notwegrechts nach § 917 Abs. 1 BGB sei nicht ge-
geben, weil die Kläger ihr Grundstück über einen 
öffentlichen Fußweg erreichen könnten. Die Vor-
schrift gewährt ein solches Nutzungsrecht, wenn 
einem Grundstück die zur ordnungsmäßigen Be-
nutzung notwendige Verbindung mit einem öffent-

lichen Weg fehlt. Zwar gehöre zur ordnungsmäßi-
gen Benutzbarkeit im Sinne der Norm in der Regel 
auch die Möglichkeit, ein Wohngrundstück mit ei-
nem Kfz zu erreichen. Im vorliegenden Fall sei dies 
aber ausnahmsweise anders, weil das Grundstück 
der Kläger nicht dazu bestimmt sei, mit Kraftfahr-
zeugen erreicht zu werden. Von Anfang an sei das 
Erschließungs- und Nutzungskonzept der Siedlung 
darauf ausgerichtet gewesen, Fahrzeuge weitge-
hend aus der Siedlung herauszuhalten und die ein-
zelnen Grundstücke lediglich über Fußwege zu er-
schließen. 

Etwas anderes ergebe sich auch nicht 
daraus, dass der Bebauungsplan für das Sied-
lungsgebiet, der eine reine Wochenend-Wohnnut-
zung mit Erholungscharakter vorsah, 2013 aufge-
hoben wurde. Aus der Aufhebung des Bebauungs-
planes könne nicht gefolgert werden, die zustän-
dige Gemeinde habe das der Errichtung der Sied-
lung zugrundeliegende Planungskonzept aufgege-
ben. Da kein neuer Bebauungsplan mit einer ver-
änderten Nutzungskonzeption beschlossen wurde, 
richte sich die Zulässigkeit von Bauvorhaben nun-
mehr nach dem für unbeplante Innenbereiche gel-
tenden § 34 BauGB. Dieser regelt, dass das Fehlen 
gesetzlicher oder gemeindlicher Planungsvorstel-
lungen durch die Zugrundelegung der tatsächli-
chen, örtlichen Gegebenheiten ersetzt wird. Dem-
zufolge sei die tatsächlich realisierte planerische 
Gestaltung des Gebiets als weitgehend autofreie 
Zone auch nach den neu geschaffenen baupla-
nungsrechtlichen Rahmenbedingungen aufrecht-
zuerhalten. Auch die den Klägern 2018 erteilte 
Baugenehmigung ändere an diesen Grundsätzen 
nichts. Zwar sei eine bestandskräftige Baugeneh-
migung notwendige Voraussetzung für ein Notweg-
recht, allerdings nicht die einzige. Letzteres ergebe 
sich daraus, dass das öffentliche Baurecht nicht 
vorgibt, eine Erschließung von Wohngrundstücken 
läge nur bei Befahrbarkeit mit einem Kfz vor. Ent-
scheidend bliebe somit die planerische Konzep-
tion der Wohnanlage. 

 
Fazit:  
Dieses Urteil zeigt, dass die bauplanungsrechtli-
che Einordnung eines (Wohn)Gebiets auch im Rah-
men von zivilrechtlichen Ansprüchen von Bedeu-
tung sein kann. Es muss deshalb vor Erwerb eines 
Grundstücks genau geprüft werden, ob sich dort 
die geplanten Vorhaben umsetzen lassen. 
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